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Wie setzt Deutschland den UN-Sozialpakt um?

Fachhearing mit
Michael Windfuhr
Stv. Direktor des Deutschen Instituts für Menschen- 
rechte, Mitglied des UN-Sozialausschusses

Vertreter*in des BMAS
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (angefragt)

Dr. Ina Schildbach 
Politologin, Kompetenzzentrum 
Demokratie und Menschenwürde

Dr. Irene Becker 
Volkswirtin, Gutachterin zur 
Berechnung der Grundsicherung

… sowie Betroffenen und Multiplikator*innen

Bitte um Anmeldung!
kda.muenchen@kda-bayern.de / Tel: 089 53 07 37 37

Veranstaltungsort
Mathildensaal 

Ev. Handwerkerverein
Mathildenstr. 4 

(ÖPNV: Karlsplatz 
oder Sendlinger Tor)

Eintritt frei!

Armut als 
Menschenrechtsfrage

Das Existenzminimum ist ein Menschenrecht.

Doch in Deutschland liegt die Grundsicherung (Hartz IV u.a.) um 
ein Viertel unter dem tatsächlichen Existenzminimum. Millionen 
Menschen sind deshalb auf Lebensmittelspenden und andere 
wohltätige Hilfen angewiesen.

Die Vereinten Nationen kritisieren die Lage der  
sozialen Menschenrechte in Deutschland.

Im Rahmen der Überprüfung des UN-Sozialpaktes verlangen sie 
von der Bundesregierung weitreichende Reformen:

• Erhöhung der Grundsicherung!
• Realistischere Mietkostenerstattung!
• Verhinderung von Stromsperrungen!
•  Keine Gefährdung des Existenzminimums durch Sanktionen!
kda-bayern.de/abschlussbericht-zum-un-sozialpakt

Als bayerische Initiative aus Kirchen und Gewerkschaften  
erwarten wir von der Politik, diese UN-Forderungen umzusetzen, 
um die Menschenrechte zu wahren.

Armut kann nur durch soziale Rechte und nicht durch  
Almosen überwunden werden!

V.i.S.d.P: Dr. Johannes Rehm, Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt der Evang.-Luth. Kirche in Bayern, Gudrunstraße 33, 90459 Nürnberg

Bayern
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München
Mi., 25.3.2020

10:30 bis 
15:45 Uhr



Programm
10:30 	 Begrüßung und Einführung

10:45 	 Kritik der UN an der deutschen Sozialpolitik – was folgt daraus?		
	 Michael Windfuhr und Vertreter*in des Bundesarbeitsministeriums

12:15	 Mittagspause mit Imbiss

13:00 	 Armut als Unrecht – Ursachen und Antworten	  
	 Dr. Ina Schildbach

13:45 	 Hartz IV neu berechnen – aber wie?	 
	 Dr. Irene Becker

14:30 	 Kaffeepause

14:45 	 Leben am finanziellen Limit –  
	 Praxisberichte und politische Forderungen	 
	 Beiträge von Betroffenen und Multiplikatoren

15:30 	 Fazit: Was haben wir gelernt, was können wir nun tun?

15:45 	 Ende der Veranstaltung

„Es sollte überhaupt kein Armer unter euch sein“, heißt es schon im Alten 
Testament. Das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard ist heute 
als Menschenrecht fest verankert. Doch dieses Recht wird in Deutschland 
laut einem aktuellen UN-Bericht mangelhaft eingelöst. Die Grundsicherung 
ist zu niedrig, Kinderarmut, Pflegekrise und Wohnungsnot sind groß. 

Was folgt aus der Kritik der Vereinten Nationen für die deutsche Sozial-
politik? Die kirchlich-gewerkschaftliche Ini-
tiative „Rechte statt Reste“ lädt Interessierte 
aus Erwerbsloseninitiativen, Betrieben, 
Kirchen, Gewerkschaften, Sozialver-
bänden und anderen Bereichen 
herzlich ein, darüber mit Ex-
pert*innen zu diskutieren. 

	

facebook.com/rechtestattreste
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